
Editorial
Technik und Recht, zwei Sprachen?

Es wird häufig gesagt, dass im Zusammenhang mit Technik
und Recht wohl zwei unterschiedliche Sprachen bestehen;
dabei ist aber weniger die Sprache gemeint, angesprochen
sind die unterschiedlichen Denkkulturen. Mit einfachen
Worten gesagt: Wenn der Techniker und der Jurist einen
Gesetzestext lesen, kommen mitunter ganz unterschied-
liche Auffassungen heraus. Von juristischer Seite betrach-
tet ist der Grund für die unterschiedlichen
Interpretationen wohl darin zu sehen, dass
die meisten unserer Rechtsgebiete, allen vo-
ran das Zivilrecht, vom Rechtspositivismus
weit entfernt sind. Das geschriebene Recht
lebt von Verweisungen auf korrespondierende
Normen, wobei die Zusammenhänge nicht
immer leicht zu verstehen sind, weiterhin
aus der Korrespondenz mit der Rechtspre-
chung und Literatur, insbesondere, wenn es
um die Auslegung unbestimmter Rechts-
begriffe geht. Auch rechtssystematische
Überlegungen helfen den Juristen bei der In-
terpretation, wobei dann auch noch vielfach
ein Blick auf den Normzweck nötig ist und dem liegen
häufig auch rechtspolitische Erwägungen zugrunde. Dies
alles zusammenzufügen lernt der Jurist auch erst im Laufe
der Zeit durch die Auseinandersetzung mit Rechtspre-
chung, Literatur, dem ständigen Suchen nach der „gewoll-
ten“ oder gerechten Lösung. Diese Welt ist dem Techniker
in wohl den meisten Fällen fremd, die für ihn wichtigen
Zusammenhänge gehören in andere Wissenschaftsberei-
che.
Wie sehr die Interpretationen von Gesetzen und Verord-
nungen auseinandergehen, und zwar wegen der oben ge-
nannten Gründe, kann ein Beispiel aus jüngster Vergangen-
heit zeigen.
Es geht dabei um die Entwicklung des autonomen Fahrens.
Das autonome Fahren ist erheblich reglementiert. In
Deutschland wurde das Straßenverkehrsgesetz im Hinblick

auf das autonome Fahren erweitert, dazu kam eine Verord-
nung mit zahlreichen Anlagen.
Die rechtlichen Vorgaben sind erheblich. Geregelt sind die
Pflichtenbereiche für Hersteller, Halter und für die neu ein-
geführte Technische Aufsicht, die bei durch das autonom
fahrende Fahrzeug mitgeteilten Gefahren Kontrollpflichten
und auch eigene Reaktionsmöglichkeiten zur Risikomini-

mierung hat.
Oben wurden die Gründe für die unter-
schiedlichen Interpretationen genannt. Bei-
spiel für die Verweisung auf korrespondie-
rende Normen war, dass von technischer
Seite die Verantwortung der Technischen
Aufsicht für seine Gehilfen geregelt werden
müsste. Weder im Straßenverkehrsgesetz
noch in der Verordnung gibt es Hinweise.
Das Argument dagegen; die werden dort
auch nicht gebraucht, das BGB regelt die
Verantwortung für Gehilfen.
Das Fahrzeug muss nach der gesetzlichen
Regelung autonom in einen risikomindern-

den Bereich fahren und dort halten. Gerügt wurde, von
technischer Seite, dass dieser Bereich doch hätte umschrie-
ben werden müssen. Der Gesetzgeber konnte hier nur mit
dem unbestimmten Rechtsbegriff „risikomindernder Be-
reich“ arbeiten. Eine konkretisierende Beschreibung wäre
riesig und zugleich doch immer unvollständig.
Gerügt wurde, dass die Befolgung der Pflichtenbereiche, die
der Technischen Aufsicht auferlegt wurden, keiner Kontrol-
le unterliegen bzw. dass die Vorlage von Organisationsplä-
nen für die Aufgabenerfüllung nicht verlangt ist. Rechts-
politisch ist es nicht nötig, neben der Bestimmung umfang-
reicher Pflichten, Pflichtenbereiche, die auch noch konkret
beschrieben sind und der Bestimmung von Qualitätsanfor-
derungen für die Verantwortlichen, nun auch noch zu ver-
langen, dass Organisationspläne für die Aufgabenerfüllung
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vorgelegt und genehmigt werden müssen. Das wäre ein
unnötiges bürokratisches Verlangen, das auch noch die
Organisationsmöglichkeiten der Technischen Aufsicht ein-
schränken würde.
Gerügt wurde von technischer Seite auch, dass es keine
Definition für die Unterscheidung zwischen dem auto-
nomen und dem herkömmlichen Fahren im Gesetz gibt,
dass nicht bestimmt ist, welche Hilfsmittel für das auto-
nome Fahren verwendet werden dürfen. Das ist von Bedeu-
tung, weil herkömmliches Fahren nur in eng begrenzten
Fällen zulässig ist. Der Gesetzgeber bzw. Verordnungsgeber
hat gut daran getan dies nicht zu bestimmen, weil die tech-
nische Entwicklung nicht abgeschlossen und noch offen ist,

welcher technische Einsatz nur ein Hilfsmittel beim auto-
nomen Fahren ist und nicht verbotenes Steuern durch die
technische Aufsicht.
Mit dem kleinen Beitrag sollte nicht aufgezeigt werden,
dass gegenständlich kaum zu überbückende Hürden für
eine Zusammenarbeit bestehen, es sollte vielmehr beschrie-
ben werden, dass eine verständliche Zusammenarbeit zwi-
schen den Disziplinen gar nicht so einfach ist.

Prof. Dr. Dr. Jürgen Ensthaler, Berlin*

* Mehr über den Autor erfahren Sie auf S. III.

Aufsätze
Prof. Dr. Martin Sebastian Haase, Berlin*

Personenbezogene Daten im Zeitalter künstlicher Intelligenz
Wann ist ein Mensch identifiziert?

Der sachliche Anwendungsbereich der Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO) sowie anderer Datenschutzgesetze
knüpft an die Verarbeitung personenbezogener Daten an
(vgl. Art. 2 Abs.1 DSGVO). Personenbezogene Daten sind
alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder iden-
tifizierbare natürliche Person beziehen (Art. 4 Nr. 1 1. HS
DSGVO). Da eine Identifizierbarkeit ausreicht, um Per-
sonenbezug zu begründen, kann dieses Kriterium als ein
„Dreh- und Angelpunkt“ des Personenbezugs angesehen
werden. Der Gesetzgeber konkretisiert in Art. 4 Nr. 1 2. Hs.
DSGVO, wann eine Person als „identifizierbar“ (und nicht
als „identifiziert“) anzusehen ist. „Identifiziert“ und „iden-
tifizierbar“ liegen nah beieinander. Bevor jedoch beurteilt
werden kann, wann ein Mensch identifizierbar ist, muss
festgelegt sein, wann ein Mensch identifiziert ist. Der fol-
gende Beitrag konzentriert sich auf die Frage, wann ein
Mensch im Zeitalter künstlicher Intelligenz (KI) identifiziert
ist. Dabei wird u.a. die Frage diskutiert, ob ein Mensch im
Kontext von KI identifiziert ist, sobald eine Verknüpfung von
Informationen vorliegt, die auf einen einzigen lebenden
Menschen zutrifft.

I. Künstliche Intelligenz

Im Zeitalter der künstlichen Intelligenz1 muss neu über die
Frage nachgedacht werden, wann ein Mensch identifiziert
ist.2 Denn Systeme künstlicher Intelligenz verarbeiten Da-
ten und Informationen anders als Menschen.3 Darüber hin-
aus verarbeiten solche Systeme teilweise große Datenmen-
gen.4 In vielen Anwendungen stammen diese aus dem
World Wide Web (WWW).5

Erhält ein solches System Informationen, die in Bezug auf
einen Menschen eine einzigartige Kombination von Infor-
mationen enthält, kann es aus einer Datenquelle (z.B. das
WWW) solche Informationen herausfiltern, die die gleiche
einzigartige Kombination enthalten. Darüber hinaus kön-
nen KI-Systeme neue Verbindungen und Verknüpfungen
erstellen, die Menschen und klassischen Programmierun-
gen bisher nicht „aufgefallen“ sind.
Während Menschen andere Menschen normalerweise an-
hand typischer Merkmale identifizieren, z.B. anhand ihrer
Erscheinung, ihrer Stimme oder ihres Namens im Kontext
einer bestimmten Gruppe, nutzen KI-Systeme vielfältigere
Informationen und Muster. Angenommen die Informatio-
nen: Größe 1,85 m – 1,90 m, Augenfarbe: braun, Standort
(am 1.5.25, um 12:00 Uhr): Breitengrad: 52.3781, Längen-
grad: 9.7238) und Eigentümerin eines grünen Kraftfahr-
zeugs ist mit nur einem einzigen Menschen verbunden,
steigt im Zeitalter der KI die Wahrscheinlichkeit einer Iden-
tifizierung. Denn KI-Systeme sind zunehmend in der Lage,
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1 Zur Terminologie: Paetrow/Ahrens, GRUR 2025, 289, 290.
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4 Vgl. Baumgartner/Brunnbauer/Cross, MMR 2023, 543, 543; Decker,
ZD 2024, 132, 132; Schäfer, ZD 2025, 12, 13; zur „Datenabhängig-
keit“, Heinze/Sorge/Specht-Riemenschneider, KIR 2024, 11, 12; Len-
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5 Vgl. Decker, ZD 2024, 132, 132; Weichert, in: Däubler/Wedde/Wei-
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leitung, Rn. 1c.
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